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betriebsverfassung rechtsprechung

Unternehmens-
übergreifender 
Gesamtbetriebsrat

1. Für Betriebe verschiedener Rechts-
träger kann kein gemeinsamer Gesamt-
betriebsrat errichtet werden. Dies gilt
auch für Gemeinschaftsbetriebe meh-
rerer Unternehmen.

2. Ein Sozialplan, der von einem unter
Verstoß gegen die Vorschriften des Be-
triebsverfassungsgesetzes errichteten
„Gesamtbetriebsrat“ vereinbart wird,
ist unwirksam.

(Leitsätze des Bearbeiters)

Bundesarbeitsgericht,
Urteil vom 17.03.2010
– 7 AZR 706/08

Der Fall
Zwei Versicherungsgruppen bilden un-
ter dem Dach einer Holding einen Kon-
zern. Die Unternehmen einer der Versi-
cherungsgruppen vereinbarten mit
dem „Gesamtbetriebsrat“ einen Rah-
meninteressenausgleich, einen Sozial-
plan und einen Teilinteressenausgleich.
Der „Gesamtbetriebsrat“ wurde an
sechs Orten durch Zusammenfassung
der Betriebsstätten in verschiedenen
Städten sowie der Gebiets-, Filial- und
Vertriebsdirektionen dreier selbständi-
ger Versicherungsunternehmen gebil-
det. Geschaffen wurde er im Jahr 1997
durch eine Vereinbarung der Holding
mit drei damals eingerichteten Gesamt-
betriebsräten. Die zuständigen Gewerk-
schaften erklärten, die betriebsverfas-
sungsrechtliche Konzeption gegenüber
den Mitgliedern und Mitarbeitern ver-
treten zu wollen.

Mit ihrer Klage macht die Klägerin 
eine Abfindung auf der Grundlage des
von dem „Gesamtbetriebsrat“ ge-
schlossenen Sozialplans geltend.

Die Entscheidung
Der Klage war der Erfolg versagt. Der
Sozialplan sei unwirksam, weil der „Ge-
samtbetriebsrat” unternehmensüber-
greifend und damit unter Verstoß gegen
zwingende Organisationsvorgaben des
Betriebsverfassungsgesetzes errichtet
worden sei. Ein Gesamtbetriebsrat
werde nach § 47 Abs. 1 BetrVG für ein
Unternehmen gebildet und könne sich
daher nicht über den Geschäfts- und
Tätigkeitsbereich seines Rechtsträgers
hinaus erstrecken. Ein unter Verstoß

gegen § 47 BetrVG errichteter unter-
nehmensübergreifender „Gesamtbe-
triebsrat“ sei rechtlich nicht existent.
Sein Handeln sei unbeachtlich.

Das gelte auch, wenn die Trägerun-
ternehmen ausschließlich oder teilwei-
se Gemeinschaftsbetriebe im Sinne
von § 1 Abs. 2 BetrVG unterhalten. In
diesem Fall könnten die Betriebsräte
der Gemeinschaftsbetriebe jeweils Mit-
glieder in sämtliche bei den Trägerun-
ternehmen zu errichtende Gesamtbe-
triebsräte entsenden (vgl. § 47 Abs. 9
BetrVG).

Etwas anderes ließe sich allenfalls
dann annehmen, wenn sich die ein-
zelnen Unternehmen zu einem einheit-

lichen Unternehmensträger in Form ei-
ner Unternehmensführungsgesellschaft
nach bürgerlichem Recht zusammenge-
schlossen hätten und diese Unterneh-
mensführungsgesellschaft als alleiniger
Arbeitgeber der Beschäftigten anzuse-
hen wäre.

Die Zulässigkeit der Errichtung eines
eigenen „Gesamtbetriebsrats” ergebe
sich insbesondere nicht aus § 3 Abs. 1
Nr. 3 BetrVG, da es sich bei der im vor-
liegenden Fall geschlossenen Vereinba-
rung nicht um eine tarifvertragliche
Vereinbarung handele. Die Gewerk-
schaften hätten keinen Tarifvertrag ge-
schlossen, sondern lediglich einer be-
trieblichen Regelung zugestimmt.

n Bedeutung für die Praxis

Die Entscheidung bringt Klarheit be-
züglich der Frage, ob der von einem
betriebsverfassungswidrig errichteten
„Gesamtbetriebsrat“ geschlossene
Sozialplan wirksam ist. Nach der Auf-
fassung des Siebten Senats folgt aus
der unwirksamen Errichtung eines Ge-
samtbetriebsrats zugleich die Unwirk-
samkeit des von ihm geschlossenen
Sozialplans.

Wichtig ist zu bedenken, dass eine
von den Vorschriften des Betriebsver-
fassungsgesetzes abweichende Ver-
tretungsstruktur nur unter den Vor-
aussetzungen des § 3 BetrVG in Be-
tracht kommt. Nach § 3 Abs. 1 Nr. 3
BetrVG können Betriebsratsstruktu-
ren wie die in Frage stehende über
den Gesamtbetriebsrat verschiedener
Unternehmen durch einen Tarifvertrag
getroffen werden. Diese Norm eröff-
net einen weiten Gestaltungsspiel-
raum zu von klassischen Strukturen
abweichenden Betriebsratsorganisa-
tionen, und zwar auf allen Ebenen der

Arbeitnehmervertretungen. Insbeson-
dere können Gesamtbetriebsrats- und
Konzernbetriebsratsstrukturen abwei-
chend vom Betriebsverfassungsge-
setz gestaltet werden. Daran fehlt es
vorliegend jedoch.

Fehlende Regelungen sind in der
Praxis häufig anzutreffen. Nicht nur
Arbeitgeber, sondern auch Betriebsrä-
te dürfen die damit verbundene recht-
liche Problematik nicht auf die leichte
Schulter nehmen. Das Urteil des Bun-
desarbeitsgerichts macht deutlich,
dass sich Arbeitgeber und Betriebsrat
keinen Gefallen tun, wenn sie vom Be-
triebsverfassungsrecht nicht legiti-
mierte Gremien einsetzen. Mit sol-
chen Gremien abgeschlossene Ver-
einbarungen sind unwirksam, so dass
sich daraus für alle Beteiligten un-
überschaubare Konsequenzen ergeben
können. Regelmäßig gehen diese zu
Lasten der Beschäftigten, da ihnen die
kollektivrechtliche Anspruchsgrundla-
ge (z.B. der Sozialplan) entzogen wird.

Andreas Gilles, LL.M., Rechtsanwalt in Frankfurt am Main
www.trittin-rechtsanwaelte.de




